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Vorwort

Die Arbeit wurde im Sommersemester 2022 von der Juristischen Fakultät der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg als Dissertation angenommen. Die
Entwicklungen in Rechtsprechung und Literatur wurden bis zur Einreichung im
Mai 2022 berücksichtigt. Die Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Europäisches
Wirtschaftsrecht, Internationales Privat- und Prozessrecht sowie Rechtsverglei-
chung von Prof. Dr. Oliver Remien in Würzburg.

An erster Stelle möchte ich mich ganz besonders bei meinem Doktorvater
Herrn Prof. Dr. Oliver Remien bedanken, der im April 2023 nach kurzer schwe-
rer Krankheit verstorben ist. Prof. Dr. Oliver Remien war maßgeblich an der
Themenfindung beteiligt und stets ein kritischer Diskussionspartner für die in
dieser Arbeit aufgeworfene Fragestellung. Diese Dissertation ist somit nicht nur
das Produkt meiner eigenen Forschung und Anstrengung, sondern auch das
Ergebnis der unermüdlichen Unterstützung und Inspiration, die ich von Herrn
Prof. Dr. Oliver Remien erhalten habe. Die Zeit an seinem Lehrstuhl hat mich
nicht nur fachlich, sondern auch menschlich sehr geprägt. Seine offene Art, sein
freundliches und gewinnendes Wesen sowie die von ihm vermittelte Leidenschaft
für sein Fach werden mir immer in bester Erinnerung bleiben. Herzlichen Dank
für alles, Herr Professor! Zudem danke ich Herrn Prof. Dr. Wolfram Buchwitz
für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens.

Ebenso möchte ich mich bei all denjenigen bedanken, die mich auf dem Weg
zur Promotion begleitet haben und mir stets eine sichere Stütze waren, sei es
fachlich oder freundschaftlich. Auch euch ist es zu verdanken, dass die vorlie-
gende Dissertation gelingen konnte und meine Promotionszeit so erfüllend und
wertvoll war.

Mein größter Dank gilt schließlich meiner Familie. Meinen Eltern Birgit und
Stephan möchte ich dafür danken, dass sie mich stets ermutigt und unterstützt
haben, meine Ziele zu verfolgen, und mir auch in schwierigen Zeiten immer ein
sicherer Rückhalt waren. Meinen Brüdern Maximilian und Florian danke ich für
ihre Brüderlichkeit, ihre Freundschaft, ihren Humor und ihre ständige Unter-
stützung. Ihr habt mich immer daran erinnert, dass das Leben nicht nur aus
Arbeit und „Jura“ besteht.

So ist diese Arbeit letztlich nicht nur das Ergebnis meiner Anstrengungen,
sondern auch das Ergebnis der Liebe und Unterstützung, die ich von meiner
Familie erfahren habe. Ihnen ist dieses Buch gewidmet.

München, im November 2023 Christian Dietz
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VerkProspG Verkaufsprospektgesetz
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VOB/C Allgemeine Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen
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Einleitung

I. Bedeutung der Thematik

Friedrich Carl von Savigny war einer der namhaftesten Rechtsgelehrten seiner
Zeit. Noch heute wird in Rechtsprechung und Lehre auf seine Ansichten verwie-
sen, welche auch 160 Jahre nach seinem Tode (1861) im heutigen Recht fortwir-
ken. Ein äußerst bekanntes Beispiel, das einem seiner bedeutendsten Werke –
„Das Obligationenrecht als Theil des heutigen römischen Rechts“ – entstammt,
in welchem er sich grundlegend mit der Gesamtschuld auseinandersetzte, ist das
sog. „Glücksspielargument“.1 Damit beabsichtigte er die nachteiligen Folgen, die
dem Gesamtschuldner aus der zufälligen und alleinigen Inanspruchnahme durch
den Gläubiger drohen, zu beschreiben.2 Um diesen nachteiligen Folgen entge-
genzuwirken, wollte Savigny für die Correalschuld,3 der, wie er sagte, ein Regress
nach ihrem „abstracten Wesen […] fremd“ gewesen sei,4 einen Regressanspruch
zugunsten des in Anspruch genommenen Schuldners aus einer fingierten Zession
herleiten.5

Ein Blick in das Bürgerliche Gesetzbuch zeigt zunächst, dass sich der Gesetz-
geber aber für eine andere Form des Ausgleichs zwischen Gesamtschuldnern
entschieden hat: § 426 Abs. 1 BGB begründet eine gesetzliche Ausgleichspflicht.6

1 Savigny, Das Obligationenrecht als Theil des heutigen römischen Rechts, Bd. I, § 22,
S. 216, § 23, S. 229.

2 Ebd.
3 Ausgehend von der römisch-rechtlichen Terminologie wurde im 19. Jahrhundert auch in

Deutschland teilweise zwischen Korrealobligationen, d.h. hauptsächlich vertraglich oder tes-
tamentarisch begründeten Gesamtschulden, und bloßen Solidarobligationen, also kraft Ge-
setzes entstandenen Gesamtschuldverhältnissen, insbesondere deliktischer Art, differenziert.
Diese Unterscheidung wurde nicht in das BGB übernommen und findet sich auch im neuen
französischen Recht nicht mehr. S. Meier, in: Historisch-kritischer Kommentar zum BGB
(HKK-BGB), Bd. 2 Schuldrecht Allgemeiner Teil, Teilbd. §§ 305–432, 2007, Rn. 6 zu
§§ 420–432/I; Hente/App/Valenzuela: Die Neuregelung der Verjährung im französischen Recht
– Für das Forderungsmanagement bedeutsame Änderungen im Überblick, KSI 2009, S. 115,
116. Soweit ersichtlich unterscheidet Savigny aber nicht zwischen den jeweiligen Entste-
hungsgründen und verwendet den Begriff „Correalschuld“ einheitlich für sämtliche Arten
von Gesamtschulden.

4 Vgl. Savigny, a.a.O.; Ehmann, Die Gesamtschuld, S. 88 f.
5 Ebd.
6 So jedenfalls die ganz h.M., insbesondere unter Berufung auf Motive II, S. 169 f., bei
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Sie besteht zunächst in einem Mitwirkungs- und Befreiungsanspruch und wan-
delt sich nach Befriedigung des Primärgläubigers durch einen der Gesamtschuld-
ner in einen Zahlungsanspruch um, soweit der jeweilige Gesamtschuldner mehr
als den von ihm im Innenverhältnis zu tragenden Anteil geleistet hat.7 Die Aus-
gleichspflicht nach § 426 Abs. 1 BGB wird häufig durch Ausgleichsansprüche
überlagert, die sich aus einer im Innenverhältnis zwischen den Gesamtschuldnern
bestehenden vertraglichen oder vertragsähnlichen Rechtsbeziehung ergeben. So-
weit ein Gesamtschuldner den Primärgläubiger befriedigt und von den anderen
Schuldnern Ausgleich verlangen kann, geht außerdem – Savignys Gedanken fol-
gend – gem. § 426 Abs. 2 BGB der Anspruch des Primärgläubigers auf ihn über.
Insoweit ist der Zessionsregress also doch Gesetz geworden (Cessio legis). Dem
ausgleichsberechtigten Gesamtschuldner ist es daher möglich, seinen Regressan-
spruch auch auf diesen übergegangenen Anspruch zu stützen. Ehmann stellte fest,
dass der Gesetzgeber damit „die von Savigny gestellte Aufgabe gelöst“ habe.8

Trotz dieser vielfältigen Möglichkeiten des Gesamtschuldners einen Regressan-
spruch geltend zu machen, wird bereits seit Jahrzehnten über dessen Inhalt,
Funktion und den zeitlichen Anwendungsbereich des Ausgleichsanspruchs ge-
stritten.9

Aufgrund der durch die Schuldrechtsmodernisierung erfolgten und ab 2002
geltenden grundlegenden Änderungen des Verjährungsrechts wird der Diskurs
zunehmend durch verjährungsrechtliche Probleme bestimmt. Dies ist insbeson-
dere darauf zurückzuführen, dass für die drei genannten Anspruchsgrundlagen
unterschiedliche Verjährungsregeln gelten:

Der Ausgleichsanspruch nach § 426 Abs. 1 BGB, unabhängig ob Mitwir-
kungs-, Befreiungs- oder Zahlungsanspruch, verjährt nach h.M. innerhalb der
regelmäßigen Verjährungsfrist von drei Jahren, die mit der Entstehung des Ge-
samtschuldverhältnisses beginnt. Der Anspruch aus § 426 Abs. 1 BGB unterliegt
dabei, egal, in welcher Form er vorliegt, einer einheitlichen Verjährung.10 An-
sprüche aus dem jeweiligen Innenverhältnis verjähren innerhalb der für den je-
weiligen Anspruch maßgeblichen besonderen Verjährungsfrist. Der nach § 426
Abs. 2 BGB übergegangene Anspruch verjährt innerhalb der Frist, die im Ver-
hältnis zwischen Primärgläubiger und ausgleichspflichtigem Gesamtschuldner
maßgebend ist.11 Insbesondere die von der Rechtsprechung und weiten Teilen der

Mugdan (Hrsg.), Die gesammten Materialien zum Bürgerlichen Gesetzbuch für das Deutsche
Reich, II. Band, S. 93.

7 Vgl. dazu z.B. nur: Heinemeyer, in: Münch. Komm. BGB, 8. Aufl. 2019, § 426, Rn. 24;
Grüneberg, in: Grüneberg, 81. Aufl. 2022, § 426 BGB, Rn. 6.

8 Ehmann, Die Gesamtschuld, S. 92.
9 Vgl. dazu z.B. nur: Stamm, BauR 2004, 240, 244, 250; Dollmann, GmbHR 2004, 1330,

1331.
10 Vgl. BGH, Urt. v. 18.06.2009 – VII ZR 167/08 = BGHZ 181, 310, 314 ff.
11 Grüneberg, in: Grüneberg, 81. Aufl. 2022, § 426 BGB, Rn. 4, 16; Heinemeyer, in: Münch.

Komm. BGB, 8. Aufl. 2019, § 426, Rn. 28, 48; Gehrlein, in: BeckOK BGB, 53. Ed. (Stand:
01.02.2020), § 426, Rn. 18; Looschelders, in: Staudinger, Kommentar zum BGB, Neubear-
beitung 2017, § 426, Rn. 143.
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Literatur vertretene Ansicht hinsichtlich eines einheitlich und selbstständig ver-
jährenden Ausgleichsanspruchs aus § 426 Abs. 1 BGB, der schon mit Begrün-
dung der Gesamtschuld entstehe und der dreijährigen Regelverjährung gem.
§§ 195, 199 BGB unterliege,12 hat seit jeher Gegenstimmen hervorgerufen.13

Wie im Verlaufe der Arbeit zu zeigen sein wird, ist wohl diesen Ansichten
entgegenzuhalten, dass Gesamtschuldner in nicht wenigen Fällen tatsächlich zu
Glücksspielern werden, sodass Savignys anfänglich dargestellte Bedenken ggf.
nach wie vor an Brisanz nicht verloren haben.14

Auf der Grundlage der Kartellschadensersatzrichtlinie (2014/104/EU),15 wel-
che bis zum 27.12.2016 in internes deutsches Recht umzusetzen war, hat der
Gesetzgeber in der 9. GWB-Novelle16 mit § 33h Abs. 7 GWB eine Norm geschaf-
fen, die bereits aufgrund ihres Wortlauts von der bisherigen Praxis des Verjäh-
rungsbeginns des Ausgleichsanspruchs im Gesamtschuldverhältnis abweicht.
Dort soll für den Beginn der Verjährungsfrist des Regressanspruchs, wenn es um
einen Anspruch auf Ausgleichung nach § 33d Abs. 2 GWB wegen Befriedigung
eines Schadensersatzanspruchs nach § 33a Abs. 1 GWB geht, der Zeitpunkt der
Befriedigung des Schadensersatzanspruchs maßgeblich sein. Darüber hinaus ent-
halten die §§ 439 Abs. 2 S. 3, 463 HGB bereits seit 1998 für den Fracht- und den
Speditionsvertrag eine ähnliche Regelung.17

Es zeigt sich, dass die Komplexität der bereits zuvor bestehenden Verjährungs-
problematik sowohl durch die Schuldrechtsmodernisierung als auch durch eu-
ropäische Impulse im Gefolge der Kartellschadensersatzrichtlinie erheblich zu-
genommen hat. Darüber hinaus hat der Gesetzgeber das Problem der vorzeitigen
Verjährung des Ausgleichsanspruchs erkannt und weicht im HGB und in der
9. GWB-Novelle zum Teil von der BGH-Konzeption ab.

12 Hier nur: BGHZ 181, 310, 313; Grüneberg, in: Grüneberg, 81. Aufl. 2022, § 426, BGB
Rn. 4; Looschelders, a. a. O., § 426 Rn. 7.

13 Vgl. zunächst nur Looschelders, a.a.O., Rn. 10 m.w.N.; Stamm, BauR 2004, 240, 244,
250; Dollmann, GmbHR 2004, 1330, 1331.

14 Daneben bestehen weitere Problemkreise, wie beispielsweise die Frage, ob der Aus-
gleichsanspruch unabhängig von der Verjährung der Forderung gegen die Gesamtschuldner
durchsetzbar sein soll (vgl. BGH NJW 2010, 62, 63; BGH NJW 435, 436; Pfeiffer, NJW 2010,
23, 25.) In diesem Zusammenhang wird die Auffassung vertreten, dass eine kürzere Verjäh-
rungsfrist aus dem Innenverhältnis auf die Ansprüche aus § 426 BGB durchschlägt (vgl.
Looschelders, a. a. O., Rn. 27).

15 Richtlinie 2014/104/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 26.11.2014 über
bestimmte Vorschriften für Schadensersatzklagen nach nationalem Recht wegen Zuwider-
handlungen gegen wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der Mitgliedstaaten und der Euro-
päischen Union, ABl. (EU) L 349/1 v. 05.12.2014.

16 BT-Drs. 18/10207.
17 Vgl. unten § 4 I.



000026 /tmp/1700489645330/DIET 20.11.23 15:14

4 Einleitung

II. Zentrale Fragestellung und Ziel der Arbeit

Zur Verdeutlichung der Thematik diene folgender Sachverhalt:18

2004 schließt A einen Architekten- und B einen Bauvertrag mit C über den Bau einer
Mauer, die noch am 30.11.2004 durch C abgenommen wird. 2007 treten dann jedoch erste
Risse an der Mauer auf. A und B korrespondieren noch im selben Jahr über Ursachen und
Verantwortlichkeiten, wobei ihnen bewusst ist, dass sie beide die Ursache für die Risse zu
vertreten haben. Nach langem Hin und Her zwischen A und C leitet C Anfang 2008 hierzu
gegen A ein selbständiges Beweisverfahren ein. Am 11.04.2008 stellt ein Sachverständiger
die Verantwortlichkeiten von A und B fest. A und C streiten anschließend außergerichtlich
noch lange über die Höhe und Angemessenheit der Mängelbeseitigungskosten. Am
28.12.2011 zahlt die Haftpflichtversicherung von A, die D, schließlich an C für Mängel-
beseitigungskosten und verlangt hieraus mit Schreiben vom 05.01.2012 von B im Wege des
Gesamtschuldnerausgleichs 70 % erstattet. B wendet hiergegen die Einrede der Verjährung
ein. Zu Recht?

Maßgeblich für die rechtliche Beurteilung ist die Beantwortung der Frage, wann
die Verjährungsfrist für den Ausgleichsanspruch in Form des Zahlungsanspruchs
zu laufen begonnen hat. Würde man, wie in der neuen Regelung in § 33h Abs. 7
GWB, auf den Zeitpunkt der Zahlung an C am 28.12.2011 abstellen, ginge die
Einrede der Verjährung ins Leere, da Verjährung erst mit Ablauf des 31.12.2014
eintreten würde. Stellt man mit dem BGH auf den Zeitpunkt der Entstehung der
Gesamtschuld ab, kommt es für den Verjährungsbeginn entscheidend auf die
Frage an, wann A, dessen Kenntnis D wegen des übergegangenen Anspruchs
zugerechnet wird, Kenntnis im Sinne von § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB erlangt hat. Der
BGH hält es für eine Kenntnis aller Umstände, die einen Ausgleichsanspruch
nach § 426 Abs. 1 BGB begründen, nämlich für erforderlich, dass der Ausgleichs-
berechtigte Kenntnis von den Umständen hat, die einen Anspruch des Gläubi-
gers gegen den Ausgleichsverpflichteten begründen, von denjenigen, die einen
Anspruch des Gläubigers gegen ihn selbst begründen, sowie von denjenigen, die
das Gesamtschuldverhältnis begründen, und schließlich von den Umständen, die
im Innenverhältnis eine Ausgleichspflicht begründen.19

Daher kommt zum einen der Zeitpunkt des Schriftwechsels zwischen A und B
im Jahr 2007 infrage, zum anderen der Zeitpunkt des Sachverständigengutach-
tens. Stellt man auf den Schriftwechsel aus dem Jahr 2007 ab, so ist der Aus-
gleichsanspruch des A gegen den B aus § 426 Abs. 1 BGB mit Ablauf des
31.12.2010 verjährt. Stellt man auf den Zeitpunkt des Sachverständigengutach-
tens ab, so tritt Verjährung am 31.12.2011 ein, und das, obwohl die Zahlung erst
am 28.12.2011 geleistet wurde. Somit hat D, folgt man der Ansicht des BGH,
keinen Anspruch aus § 426 Abs. 1 BGB gegen den B. Auch der gem. § 426 Abs. 2
BGB auf D nach Zahlung übergegangene Anspruch des C gegen den B ist wegen

18 Sachverhalt in Anlehnung an BGHZ 181, 310, vgl. Einl. Fn. 9.
19 So BGH, Urt. v. 18.06.2009 – VII ZR 167/08 = BGHZ 181, 310, 314 ff., Leitsatz 2.
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der bereits 2004 erfolgten Abnahme und der fehlenden Verjährungshemmung
durch C gegenüber B am 30.11.2009 verjährt. Der D stehen somit keine An-
sprüche mehr gegen B zu.

Stellt man somit für den Verjährungsbeginn auf den Zeitpunkt der Entstehung
der Gesamtschuld ab, so ergibt sich im Zusammenhang mit der Dauer der Ver-
jährungsfristen die zentrale Frage, ob die vom BGH und Teilen der Literatur
vertretene Auffassung mit ihrem dem Institut des Gesamtschuldnerregresses zu-
grundeliegenden Konzept, dass gerade die von Savigny aufgezeigte „Glücksspiel-
konstellation“ vermieden werden soll, noch vereinbar ist. Bedarf es zur Vermei-
dung dieser Diskrepanzen einer Ergänzung des Wortlauts von § 426 BGB oder
einer Regelung an anderer Stelle? Soll dabei für den Beginn der Verjährungsfrist
an die Zahlung durch den ausgleichsberechtigten Gesamtschuldner oder an die
Gläubigerforderung angeknüpft und sollte eine Verjährungshöchstfrist festge-
setzt werden?

Gerade aus der Praxis werden immer wieder Stimmen laut, die schon länger
die vom BGH gewählte Lösung kritisieren und um andere Lösungsansätze be-
müht sind.20 Auch ein Vergleich mit den Lösungen anderer EU-Staaten und
Rechtsharmonisierungsbestrebungen auf EU-Ebene zeigen, dass einer Lösung,
wie sie in Deutschland mehrheitlich vertreten wird, gewichtige Gründe entgegen-
stehen können. Ziel der Arbeit ist es zum einen, einen umfassenden Überblick
über den aktuellen Streitstand zu geben, und zum anderen, unter Berücksichti-
gung sämtlicher für und gegen die einzelnen Konzeptionen sprechenden Argu-
mente einen eigenen Ansatz für eine „gerechtere“ und den Befürchtungen von
Savigny deutlich besser Rechnung tragende Lösung für die am Gesamtschuld-
verhältnis Beteiligten zu entwickeln.

Wie der der Entscheidung des BGH vom 18.06.200921 zugrunde liegende Sach-
verhalt zeigt, ergibt sich die Problematik einer vorzeitigen Verjährung des Aus-
gleichs- bzw. Regressanspruchs nicht nur für das Teilrechtsgebiet des Kartell-
rechts, sondern darüber hinaus auch im Bau- und im Haftpflichtrecht sowie
generell in sämtlichen Konstellationen, in denen ein Gesamtschuldnerausgleich
ansteht. Demnach ist nach Auffassung des Verfassers eine Änderung bzw. Neu-
regelung an zentraler Stelle für das Zivilrecht insgesamt, unmittelbar in § 426
BGB oder kraft Verweisung in § 199 Abs. 1 BGB, und nicht nur in den jeweiligen
Spezialvorschriften der einzelnen Rechtsgebiete erforderlich. Dies aufzuzeigen
und argumentativ zu begründen ist Gegenstand der Arbeit.

20 Vgl. dazu an dieser Stelle nur die Ausführungen von Stamm, BauR 2004, 240, 244, 250;
Dollmann, GmbHR 2004, 1330, 1331.

21 Vgl. BGH, Urt. v. 18.06.2009 – VII ZR 167/08 = BGHZ 181.
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III. Vorgehensweise

Die Arbeit ist in drei Kapitel gegliedert:
Im ersten Kapitel werden die Grundlagen des Verjährungsrechts und der Ge-

samtschuld dargestellt. Dadurch soll ein Grundverständnis für die nachfolgend
zu erörternde Problematik geschaffen werden. Im Einzelnen wird insbesondere
auf die dem zivilistischen Verjährungsrecht zugrunde liegende Konzeption, ihre
Historie und die durch die Schuldrechtsmodernisierung ausgelösten Änderungen
und dabei in erster Linie auf den im vorliegenden Kontext relevanten Verjäh-
rungsbeginn eingegangen. Anschließend werden die Gesamtschuld, ebenfalls un-
ter Einbeziehung der Historie, und der dabei erforderliche Innenausgleich und
Regressmöglichkeiten nach § 426 BGB vorgestellt, stets aus dem Blickwinkel der
aufgezeigten speziellen Verjährungsproblematik. Schließlich werden alternative
Ansatzpunkte für die Festlegung des Zeitpunkts des Verjährungsbeginns behan-
delt.

Das zweite Kapitel ist sodann zunächst europäischen Impulsen und dem Ver-
gleich sowohl mit Lösungsansätzen in anderen (deutschen) Teilrechtsgebieten als
auch in Rechtsordnungen ausgewählter EU-Mitgliedstaaten gewidmet. Im Vor-
dergrund steht dabei die bereits erwähnte Kartellschadensersatzrichtlinie22 und
ihre Umsetzung in internes deutsches Sachrecht durch die 9. GWB-Novelle,23

wobei auch hier der Fokus auf der Regelung der Verjährungsfrage liegt. Zu Be-
ginn wird ein Überblick über die Rechtslage vor Erlass der genannten Richtlinie
gegeben. Im Anschluss daran werden die einschlägigen Regelungen der Richtli-
nie zum Gesamtschuldnerinnenausgleich und deren Umsetzung in den §§ 33a ff.
GWB erörtert. Danach wird auf vergleichbare Problemlagen in anderen (deut-
schen) Teilrechtsgebieten eingegangen. Dies dient, ebenso wie der Exkurs zum
ausländischen Recht und die Erörterung von EU-Bestrebungen zur Rechtshar-
monisierung, dazu, andere Herangehensweisen und Lösungsalternativen zu
identifizieren, die sich auf die Diskussion der hier im Mittelpunkt stehenden
Thematik befruchtend auswirken können. Am Ende dieses Abschnitts wird zu
den unterschiedlichen Konzeptionen kurz Stellung genommen.

Gegenstand des dritten Kapitels sind die im Rahmen von § 426 BGB beste-
henden Mitwirkungspflichten und die sich hierbei ergebende Thematik des Laufs
der Verjährungsfrist. Dabei wird die vorherrschende Meinung, ausgehend von
einer Darstellung des Streitstands, analysiert und einer umfassenden Kritik un-
terzogen. Von besonderer Bedeutung ist dabei wiederum die Frage nach dem
Beginn der Verjährungsfrist des Ausgleichsanspruchs und danach, wie sich die
Neugestaltung des Verjährungsrechts auf die Mitwirkungspflichten auswirkt.
Dabei sollen auch alternative Lösungsansätze in den Blick genommen und auf
ihre argumentative Plausibilität hin untersucht werden.

22 Vgl. oben, Einl. Fn. 15.
23 Neuntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen

v. 01.06.2017, BGBl. 2017 I Nr. 33 v. 08.06.2017, S. 1416–1433.
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Auf der Grundlage der bis dahin gewonnenen Erkenntnisse sollen dann im
abschließenden Resümee ein eigenständiger Ansatz des Verfassers entwickelt und
ein Lösungsvorschlag präsentiert werden. Abgeschlossen wird die Arbeit durch
eine Schlussbetrachtung und eine stichpunktartige Zusammenfassung des Ge-
samtergebnisses.
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1. Kapitel

Grundlagen
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§ 1

Einführung in das Verjährungsrecht und in das Recht
der Gesamtschuld

Die in diesem Teil der Arbeit zu erörternden Grundlagen stellen gewissermaßen
einen allgemeinen, vor die Klammer gezogenen Teil der Arbeit dar, auf den,
sofern von Bedeutung, im weiteren Verlauf Bezug genommen wird.

I. Verjährungsrecht

Wie eingangs erwähnt,1 wurde die Problematik der Verjährung des Ausgleichs-
anspruchs unter Gesamtschuldnern durch die im Rahmen der Schuldrechtsmo-
dernisierung2 erfolgte Neuregelung des Verjährungsrechts maßgeblich ver-
schärft. Um diese zu verstehen, wird nachfolgend ein kurzer Überblick über die
Grundlagen des Verjährungsrechts, insbesondere zu dessen Sinn und Zweck,
dessen Geschichte, den Auswirkungen der Reform und den Voraussetzungen der
Verjährung, gegeben. Da es in dieser Arbeit vornehmlich um Ansprüche geht, die
der regelmäßigen Verjährung im Sinne der §§ 195, 199 BGB unterliegen, be-
schränkt sich die Darstellung weitestgehend auf diese.

1. Die Anspruchsverjährung nach BGB

Verjährung bedeutet Entkräftung eines Anspruchs durch Zeitablauf. Mit Ablauf
der Verjährungsfrist braucht der Schuldner nicht mehr an den Gläubiger zu leis-
ten. Dem Schuldner steht nach Ablauf der genannten Frist gem. § 214 Abs. 1
BGB die (peremptorische) Einrede der Verjährung zu.3 Die Verjährung als echte
Einrede im technischen Sinn begründet ein dauerhaftes Leistungsverweigerungs-
recht des Schuldners. Der verjährte Anspruch erlischt somit nicht, sondern ist
weiterhin erfüllbar.4 Dass es sich bei der Verjährung nicht um eine rechtsvernich-

1 Vgl. oben Einl. I.
2 Schuldrechtsmodernisierungsgesetz vom 26.11.2001, BGBl. I, S. 3137, in Kraft seit dem

01.01.2002.
3 Vgl. Peters/Jacoby, in: Staudinger, Kommentar zum BGB, Neubearbeitung 2019, Vor-

bem. zu § 194–225 Rn. 4; Brox/Walker, Allgemeiner Teil des BGB, 42. Aufl. 2018, § 31, Rn. 12;
Medicus/Petersen, Allgemeiner Teil des BGB, 11. Aufl. 2016, § 14, Rn. 120.

4 Ellenberger, in: Grüneberg, 81. Aufl. 2022, Überbl. v. § 194, Rn. 5; Henrich, in: BeckOK


